
 

 

Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft zur Durchführung der Richtlinie 2009/28/EG hinsichtlich der 
Ausgangsstoffe für Biokraftstoffe und flüssige Biobrennstoffe 

Auf Grund der §§ 6 Abs. 2 und 22 bis 26 des Marktordnungsgesetzes 2007, BGBl. I Nr. 2/2008, zu-
letzt geändert durch BGBl. I  Nr. 23/2010, wird verordnet: 

Ziel und Geltungsbereich 
§ 1. (1) Diese Verordnung dient der Umsetzung der Richtlinie 2009/28/EG zur Förderung der Nut-

zung von Energie aus erneuerbaren Quellen und zur Änderung und anschließenden Aufhebung der Rich-
tlinien 2001/77/EG und 2003/30/EG, ABl. Nr. L 140 vom 5.6.2009 S. 16, im Hinblick auf 
 1. die Festlegung von Nachweisen der Nachhaltigkeit für landwirtschaftliche Ausgangsstoffe, die 

der Herstellung von Biokraftstoffen und flüssigen Biobrennstoffen dienen, 
 2. die Überwachung der Einhaltung der Nachhaltigkeitsanforderungen und 
 3. die Sammlung und Weiterleitung von Informationen betreffend landwirtschaftliche Ausgangs-

stoffe zum Nachweis der Einsparung der Treibhausgasemissionen und zur Berechnung des natio-
nalen Ziels gemäß der Richtlinie 2009/28/EG. 

(2) Diese Verordnung gilt für landwirtschaftliche Ausgangsstoffe, die zur Herstellung von nachhalti-
gen Biokraftstoffen und nachhaltigen flüssigen Biobrennstoffen gemäß der Richtlinie 2009/28/EG ver-
wendet oder in Verkehr gebracht werden. Landwirtschaftliche Ausgangsstoffe im Sinne dieser Verord-
nung umfassen insbesondere pflanzliche Erzeugnisse aus der landwirtschaftlichen Urproduktion, ein-
schließlich deren Ernterückstände und sonstige Reststoffe, sowie Pflanzenöle, die für die Weiterverarbei-
tung von Biokraftstoffen und flüssigen Biobrennstoffen bestimmt sind. 

Nachhaltigkeitsanforderungen für landwirtschaftliche Ausgangsstoffe 
§ 2. (1) Werden landwirtschaftliche Ausgangsstoffe, die zur Herstellung von Biokraftstoffen und 

flüssigen Biobrennstoffen verwendet oder in Verkehr gebracht werden, im Inland produziert und als 
„nachhaltig“ ausgewiesen, sind folgende Anforderungen einzuhalten: 
 1. sie stammen von Flächen, die 
 a. entsprechend Art. 6 Abs. 1 und Anhang II lit. A (Umwelt) und lit. B Z 9 der Verordnung (EG) 

Nr. 73/2009 mit gemeinsamen Regeln für Direktzahlungen im Rahmen der gemeinsamen Ag-
rarpolitik und mit bestimmten Stützungsregelungen für Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe, 
ABl. Nr. L 30 vom 31.1.2009 S. 16, bewirtschaftet werden; 

 b. bereits am 1. Jänner 2008 landwirtschaftlich genutzt wurden; 
 2. sie stammen nicht von Flächen, die nach den naturschutzrechtlichen Bestimmungen der Länder 

unter Schutz gestellt sind oder entgegen diesen Bestimmungen bewirtschaftet wurden und deren 
Schutzzweck der Gewinnung von landwirtschaftliche Ausgangsstoffen zum Zwecke der Herstel-
lung von Biokraftstoffen und flüssigen Biobrennstoffen entgegensteht. 

(2) Werden landwirtschaftliche Ausgangsstoffe nach Abs. 1 unter Hinweis auf ihr Einsparungspo-
tenzial bei Treibhausgasemissionen in Verkehr gesetzt, so ist die angegebene Einsparung gemäß Art. 19 
der Richtlinie 2009/28/EG zu ermitteln. Werden Standardwerte verwendet, sind die im Anhang der Rich-
tlinie 2009/28/EG festgelegten oder im Verlautbarungsblatt der Agrarmarkt Austria veröffentlichten 
Standardwerte heranzuziehen. 

Anforderungen an Unternehmer 
§ 3. (1) Unternehmer, die nachhaltige landwirtschaftliche Ausgangsstoffe zum Zwecke der Herstel-

lung von Biokraftstoffen und flüssigen Biobrennstoffen in Verkehr bringen oder verarbeiten, haben Auf-
zeichnungen zu führen, die die Nachhaltigkeit der landwirtschaftlichen Ausgangsstoffe nachweisen.  
Diese Aufzeichnungen sind für die Dauer von sieben Jahren aufzubewahren und auf Verlangen jederzeit 
den Kontrollorganen der Agrarmarkt Austria vorzulegen. 

(2) Der Nachweis ist erbracht, wenn die landwirtschaftlichen Ausgangsstoffe 
 1. aus landwirtschaftlichen Betrieben stammen, die von der Agrarmarkt Austria anerkannt sind; 
 2. aus anderen Mitgliedstaaten stammen, die einen gleichwertigen Nachweis des Vorliegens der 

Einhaltung der Nachhaltigkeitskriterien gemäß Art. 17 der RL 2009/28/EG erbringen; 
 3. aus Drittländern stammen, von denen die Einhaltung der Nachhaltigkeitskriterien gemäß der 

Richtlinie 2009/28/EG durch ausreichend qualifizierte und von der Agrarmarkt Austria anerkann-



 

 

te Kontrollstellen oder durch internationale Übereinkünfte oder freiwillige internationale Rege-
lungen gemäß Art. 18 Abs. 4 der Richtlinie 2009/28/EG nachgewiesen wird. 

(3) Die Betriebsstätten der Unternehmer müssen entsprechend ihrer Tätigkeit so ausgestattet und or-
ganisiert sein, dass eine einwandfreie Rückverfolgbarkeit der Warenein- und ausgänge, insbesondere die 
Verwendung des Massebilanzsystems, möglich ist. Die Bestandsbuchhaltung hat für nachhaltig produ-
zierte landwirtschaftliche Ausgangsstoffe getrennte Warenkonten zu enthalten. 

(4) Unternehmer gemäß Abs. 1 haben Aufzeichnungen zu führen, die erforderlich sind, um die Ein-
sparung der Treibhausgasemissionen gemäß Art. 19 der Richtlinie 2009/28/EG zu ermitteln. 

Registrierung 
§ 4. (1) Unternehmer, die landwirtschaftliche Ausgangsstoffe als nachhaltig ausweisen, haben dies 

bei der Agrarmarkt Austria zu melden. Im Rahmen der Registrierung prüft die AMA das Vorliegen der 
Anforderungen nach § 3. 

(2) Die Agrarmarkt Austria hat ein Verzeichnis der registrierten Unternehmen zu führen, welches zu 
veröffentlichen ist. 

Anerkennung von Kontrollstellen 
§ 5. (1) Kontrollstellen, die die Nachhaltigkeitskriterien gemäß Art. 17 der RL 2009/28/EG überprü-

fen, bedürfen einer Anerkennung durch die Agrarmarkt Austria. 

(2) Im Rahmen der Anerkennung hat die Agrarmarkt Austria zu prüfen, ob die Anforderungen ge-
mäß Art. 5 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 über amtliche Kontrollen zur Überprüfung der 
Einhaltung des Lebensmittel- und Futtermittelrechts sowie der Bestimmungen über Tiergesundheit und 
Tierschutz, ABl. Nr. L 165 vom 30.4.2004 S. 1, im Hinblick auf die Einhaltung der Nachhaltigkeitskrite-
rien vorliegen. 

(3) Die Agrarmarkt Austria hat ein Verzeichnis der anerkannten Kontrollstellen zu führen, welches 
zu veröffentlichen ist. Wird festgestellt, dass eine Kontrollstelle die Anforderungen nicht mehr erfüllt 
oder ihre Aufgaben nicht ordnungsgemäß ausführt, kann die Agrarmarkt Austria der Kontrollstelle die 
Anerkennung entziehen. 

Zuständigkeit und Überwachung 
§ 6. (1) Für die Vollziehung dieser Verordnung ist die Agrarmarkt Austria die zuständige Behörde; 

zu ihren Tätigkeiten zählen insbesondere: 
 1. die Anerkennung der Betriebe und Kontrollstellen; 
 2. die Prüfung der Nachweise gemäß § 3 Abs. 2; 
 3. die Durchführung der Überwachung der Unternehmer, insbesondere hinsichtlich der Aufzeich-

nungspflichten und der Rückverfolgbarkeit der Warenströme; 
 4. die Registrierung gemäß § 4. 

(2) Die Unternehmer und Betriebsinhaber landwirtschaftlicher Betriebe haben den Organen der Ag-
rarmarkt Austria die zur Kontrolle notwendigen Auskünfte, insbesondere über Herkunft und Abnehmer 
der Waren, zu erteilen, Einsichtnahme in die Aufzeichnungen zu gewähren, auf Verlangen unentgeltlich 
Ausdrucke, Kopien oder Datensätze zur Verfügung zu stellen sowie Zutritt zu den Betriebsstätten zu 
gestatten. 

(3) Die Agrarmarkt Austria hat im Rahmen ihrer Überwachungstätigkeit zu prüfen, ob die Anforde-
rungen nach §§ 2 und 3 vorliegen. Landwirtschaftliche Betriebe, die Direktzahlungen bei der Agrarmarkt 
Austria beantragt haben und die Anforderungen nach § 2 erfüllen, gelten als anerkannte Betriebe; sonstige 
landwirtschaftliche Betriebe sind bei Vorliegen der Voraussetzungen gemäß § 2 auf Antrag anzuerken-
nen. Die Agrarmarkt Austria hat bei ihrer Überwachungstätigkeit stichprobenmäßige und risikobasierte 
Kontrollen durchzuführen und kann sich dabei externer Kontrollstellen bedienen. 

Sanktionen 
§ 7. Werden im Rahmen der Vollziehung dieser Verordnung bei der Überwachung Mängel festges-

tellt, so können die Organe der Agrarmarkt Austria – unter einer gleichzeitig zu setzenden angemessenen 
Frist – die erforderlichen Maßnahmen zur Mängelbehebung anordnen: 
 1. die Durchführung geeigneter betrieblicher Maßnahmen; 
 2. die Aberkennung einer Menge oder Teilmenge als nachhaltig; 
 3. dauerhafter oder befristeter Entzug der Registrierung bei schwerwiegenden Verstößen. 



 

 

Kostenersatz 
§ 8. Für die Vollziehung dieser Verordnung kann die Agrarmarkt Austria für folgende Tätigkeiten 

einen Kostenersatz von den Unternehmern und Kontrollstellen einheben: 
 1. Registrierung der Unternehmer (§ 4); 
 2. Anerkennung der Kontrollstellen (§ 5); 
 3. Durchführung der Überwachung der Unternehmer; 
 4. Anordnung von Maßnahmen und Sanktionen (§ 7). 

Inkrafttreten 
§ 9. Diese Verordnung tritt am 1. Dezember 2010 in Kraft. 


